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N i e d e r s c h r i f t  
 

über die 39. Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am Dienstag, dem 11.09.2018, 17:30 

Uhr, im Ratssaal, Eingang Schillerstraße 

 

_________________________________________________________________________ 

 

 

Anwesend: 

Vorsitz 

  Bürgermeister Christian   

  Gauf 

 

Ausschussmitglieder 

  Evelyne Cleemann  

  Hedi Danner  

  Kurt Dettweiler  

  Maria Goos-Hoefer  

  Thorsten Gries  

  Bernd Helbing  

  Andreas Hüther  

  Elisabeth Metzger  

  Volker Neubert Vertretung für Herrn Thomas Eckerlein 

  Matthias Nunold  

  Dr. Norbert Pohlmann Vertretung für Herrn Wolfgang Beer 

  Dirk Schneider  

  Peter Schönborn Vertretung für Frau Pervin Taze 

  Elke Streuber  

Protokollführung 

  Martin Quirin  

von der Verwaltung 

  Heinz Braun (Pressesprecher) 

  Dr. Annegret Bucher (Rechtsamt/L) 

  Harald Ehrmann (Bauamt) 

  Frank Filbrich (Rechnungsprüfungsamt) 

 

Abwesend: 

Vorsitz 

  Beigeordneter Henno 

  Pirmann 
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Ausschussmitglieder 

  Wolfgang Beer  

  Thomas Eckerlein  

  Pervin Taze  
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T a g e s o r d n u n g 

 

 1   Umsetzung der Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung und Bekämpfung von 

Umgebungslärm (EG-Umgebungslärmrichtlinie); 

Lärmaktionsplanung der Stadt Zweibrücken gem. § 47d Bundes-

Immissionsschutzgesetz 

- Beschluss zur Aufstellung eines Lärmaktionsplanes gem. § 47d Bundes-

Immissionsschutzgesetz 

- Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Vorlage: 60/1225/2018 

  

 2   Einvernehmen bzw. Anhörung der Gemeinde; 

Planfeststellungsverfahren für die Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen  

und Bau einer Nothaltebucht im Zuge der A 8 – II. Teilbereich von K 2 / Lanzstraße 

bis AS Zweibrücken  

Stellungnahme der Stadt Zweibrücken 

Information und Beschlussfassung 

Vorlage: 60/1226/2018 
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Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung um 17:30 Uhr. 

Er stellt die Beschlussfähigkeit sowie die form- und fristgerechte Einladung der Mitglieder 

fest. 

 



39. Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 11.09.2018 

 5 

 

Punkt 1: 

(öffentlich) 

Umsetzung der Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung und 

Bekämpfung von Umgebungslärm (EG-Umgebungslärmrichtlinie); 

Lärmaktionsplanung der Stadt Zweibrücken gem. § 47d Bundes-

Immissionsschutzgesetz 

- Beschluss zur Aufstellung eines Lärmaktionsplanes gem. § 47d 

Bundes-Immissionsschutzgesetz 

- Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Vorlage: 60/1225/2018 

 

Der Vorsitzende verweist auf die Vorlage Nr. 60/1225/2018. 

 

Er informiert, dass es sich hierbei um eine Umsetzung der Europäischen Umgebungslärm-

richtlinie (2002/49/EG) handele. Demzufolge habe die Stadt Zweibrücken einen Lärmakti-

onsplan aufzustellen, sofern sich aus der Lärmkartierung Lärmprobleme ergeben würden. Er 

bittet Herrn Ehrmann (Abteilungsleiter Stadtplanung) um weitere Erläuterungen. 

 

(Die gezeigte Isophonenkarte Straßenverkehrslärm ist im Ratsinformationssystem hinterlegt). 

 

Herr Ehrmann berichtet, dass die 1. Stufe der Lärmaktionsplanung, auch unter Beteiligung der 

Öffentlichkeit, im November 2011 beschlossen worden sei (1. Stufe = Hauptverkehrsstraßen 

mit einem Verkehrsaufkommen von mehr als 6 Mio. Kraftfahrzeugen / Jahr). Für die 2. Stufe 

sei ein Verkehrsaufkommen von ca. 3 Mio. Fahrzeugen / Jahr zu berücksichtigen. Zudem 

habe die EU ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland ange-

strengt, da lediglich ein geringer Anteil der zuständigen Kommunen einen Lärmaktionsplan 

der Stufe 2 aufgestellt und an die EU gemeldet habe. Die zuständige Sachbearbeiterin für 

Verkehrsplanung habe den vorliegenden Entwurf des Lärmaktionsplanes 2018 (gem. § 47 d 

Bundes-Immissionsschutzgesetz) erarbeitet.  

 

Herr Ehrmann erläutert im Anschluss die entsprechenden Lärmkartierung an der digital ge-

zeigten Isophonenkarte Straßenverkehrslärm.  

 

Im Anschluss bittet der Vorsitzende um Wortmeldungen. 

 

Ausschussmitglied Danner möchte wissen, welche Konsequenzen es hätte, wenn im vorgese-

henen Beteiligungsverfahren festgestellt werden würde, dass an manchen Stellen die Lärmbe-

lästigung überdurchschnittlich hoch sei. Sie betont zudem die Gesundheitsgefährdung der 

Menschen durch Lärm insbesondere auch durch die Zunahme des Straßenverkehrs. 

 

Herr Ehrmann antwortet, dass in der 1. Stufe der Lärmaktionsplanung, u.a. auch durch Stel-

lungnahmen der Träger öffentlicher Belange sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit ver-

schiedene Lärmschutzmaßnahmen umgesetzt und abgeleitet wurden. Diese Maßnahmen 

könnten jedoch, wie Herrn Ehrmann ausdrücklich unterstreicht, von den Bürgerinnen und 

Bürgern nicht eingeklagt werden. Folgende Maßnahmen zur Lärmminderung seien, wie in der 

Beschlussvorlage dargelegt, umgesetzt bzw. sollen umgesetzt werden. Diese seien u.a.:  Aus-

weitung von Tempo 30-Zonen (wurde schon umgesetzt), Rücknahme des Schwerlastverkehrs 

aus der Homburger Straße (vollzogener Brückenneubau Werkszufahrt Firma John-Deere), 

Umlenkungsmaßnahmen Schwerlastverkehr, durchgeführte Straßenraumgestaltung Alte 

Ixheimer Straße / Landauer Straße (Umbau des ursprüngl. zweistreifig befahrenen Einbahn-
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straße zugunsten des ruhenden und nicht motorisierten Verkehrs: Radwegestreifen), Erneue-

rung von Lichtsignalanlagen, Bau von Kreisverkehrsanlagen (Reduzierung von Rückstaus), 

begonnener Neubau des Überfliegers zur Autobahn (Entlastung Kreisverkehrsanlage), Förde-

rung Fußgängerverkehr, Förderung des ÖPNV (= öffentlicher Personennahverkehr), Lärm-

schutzmaßnahme A8, Fahrbahnoberflächenerneuerungen, Förderung des Radverkehrs (Ent-

wicklung Radwegekonzept u.a. im Rahmen des Stadt-Umland-Konzeptes, Ausbau von Rad-

wegeverbindungen). 

 

 

Der Vorsitzende bittet um Wortmeldungen. 

 

Ausschussmitglied Schneider regt eine Anfrage beim LBM (Landesbetrieb Mobilität) durch 

die Stadt Zweibrücken an. In dieser soll um eine Prüfung zur Verwirklichung eines kombi-

nierten Fahrrad- und Fußweges im Bereich der Brücke in der Landauer Straße (rechte Seite, 

stadtauswärts, Richtung Bundeswehrkaserne) gebeten werden. Damit hätte man eine optimale 

Anbindung des Rosenweges und könne direkt den potentiellen Bahnhaltepunkt erreichen. 

Dies würde Wege verkürzen und man müsse zudem die Landauer Straße nicht mehr als Fahr-

radfahrer oder Fußgänger kreuzen. Zudem schlägt er vor, den Rosenweg (entlang des 

Schwarzbaches) zu asphaltieren. Dies würde u.a. den Bürgerinnen und Bürgern die Rollato-

ren, Inliner o.ä. nutzen zugutekommen. 

 

Ausschussmitglied Dr. Pohlmann weist darauf hin, dass er die aufgezählten Lärmschutzmaß-

nahmen nützlich erachtet. Man hätte jedoch, nach seiner Auffassung, diese Maßnahmen so-

wieso umgesetzt. Es seien eher „Mitnahmeeffekte“ die aufgetreten seien. Wenn ein Lärmakti-

onsplan aufgestellt werde, soll dies eine „in sich geschlossene“ Planung sein. Er regt an, künf-

tig das Thema „Lärmschutz“ zielgerichteter zu gestalten. Man befände sich jedoch auf einem 

guten Weg.  

 

Ausschussmitglied Streuber ist überzeugt, dass seit der Deponieerweiterung (Erweiterung der 

Deponie Rechenbachtal in Mörsbach) und durch die Konditionierungsanlage auf der Deponie  

der LKW-Verkehr deutlich auf der Durchfahrtsstraße Mörsbach (L465) zugenommen habe. 

Sie bittet zu prüfen, ob man hierzu auf die Lastwagenfahrer einzuwirken könne, damit diese 

eine andere Route nehmen um auf die Deponie zu gelangen. Auch regt sie an, eine Geschwin-

digkeitsbegrenzung im Bereich des Kindergartens einzurichten. 

 

Der Vorsitzende sagt zu, die Anregung hinsichtlich der Zufahrtsroute an den UBZ (Umwelt- 

und Servicebetrieb Zweibrücken) weiterzugeben. Er weist aber darauf hin, dass eine Ge-

schwindigkeitsreduzierung hinsichtlich der L465, nach Auskunft des LBM, rechtlich nicht 

möglich sei. Es werde jedoch als Anregung aufgenommen. Er befürchtet aber, dass es hier 

wenig rechtlichen Spielraum gäbe. 

 

Ausschussmitglied Schönborn bemerkt, dass die Stadt Zweibrücken noch „autoaffin“ plane. 

Hierbei erinnert er an die Straßenplanung hinsichtlich des Ausbaus der Römerstraße. Hier sei 

kein Fahrradweg ausgewiesen und verwirklicht worden. Die Förderung des Fahrradverkehrs 

solle bei den künftigen Straßenplanungen berücksichtigt werden.  

 

Ausschussmitglied Nunold bittet zu prüfen, wie viel Lärmunterschied zwischen einer lärmge-

dämpfte und einer „normalen“ Teer- bzw. Fahrbahndecke liege. Diesen s.g. Flüsterasphalt 

könne man bei Straßensanierung von Hauptverkehrsstraßen künftig einbauen.  
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Ausschussmitglied Dettweiler weist darauf hin, dass eine Geschwindigkeitsbegrenzung der 

Landesstraßen auf 30 km/h beim Bundesland Saarland zulässig sei. Auch weist er auf den 

Schwerlastverkehr der Ortsgemeinde Mittelbach/Hengstbach hin.  

 

Ausschussmitglied weist auf die jahrelange Wartezeit hinsichtlich der Schallschutzwand A 8 

hin. Sie weist außerdem auf die Idee des verstorbenen Oberbürgermeisters Kurt Pirmann hin, 

hinsichtlich einer Radtour des Bau- und Umweltausschusses um Abschnitte des Radwegenet-

zes in Augenschein zu nehmen.  

 

Der Vorsitzende antwortet, dass die Umsetzung der Fahrradtour verwirklicht werden soll. Ob 

dies jedoch aufgrund der Jahreszeit dieses Jahr geschehe, sei fraglich. 

 

Ausschussmitglied Schönborn möchte wissen, ob die Vororte in diesem Konzept mit berück-

sichtigt werden. 

 

Herr Ehrmann antwortet, dass man momentan die Vorgaben der EU-Richtlinien erfülle. Dem-

nach sie die Grundlage die Höhe der Lärm-Immissionen der Straßen. Eine weitergehende Un-

tergliederung läge bei der jeweiligen Kommune. Dies sei auch eine Frage der Finanzierung.  

 

Ausschussmitglied Danner weist ausdrücklich auf die hohen Geräuschimmissionen bei man-

chen Motorrädern hin. Diesbezüglich solle man künftig stärker überprüfen. 

 

Ausschussmitglied Schneider sieht eine Chance zur Vermeidung von Verkehr und für Ver-

kürzung von Wegen in einem möglichen Überweg (Bereich Ehrgartenweg, Am Marienstein 

usw.) zum angedachten Bahnhaltepunkt Rosengarten. Dies würde auch, nach seiner Meinung, 

eine erhöhte Besucherfrequenz für die Fasanerie u.a. herbeiführen, und attraktiver für den 

Radfahrerverkehr sein. Die Pläne für einen Bahnhaltepunkt Rosengarten seien baureif. Dort 

seien u.a. auch Fahrradstellplätze- und Abstellboxen geplant. Man könne dort auch eine E-

Bike-Aufladestation verwirklichen. Dies wäre eine Verbesserung für Fahrradfahrer, Wanderer 

und für das gesamte Wohngebiet allgemein. 

 

Ausschussmitglied Schönborn findet, dass dies ein erster und guter Schritt sei. Man müsse 

sich als Rat auch selber daran halten. Diesem Lärmaktionsplan müsse zugestimmt aber auch 

weitergeführt werden. 

 

Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt  e i n s t i m m i g  folgenden   

  

Beschlussvorschlag: 

 

1. Die Aufstellung eines Lärmaktionsplans nach § 47 d Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) wird beschlossen. 

2. Der von der Verwaltung vorgelegte Entwurf des Lärmaktionsplanes wird gebilligt. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 47 d Abs. 3 BImSchG 

durchzuführen. 
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Abstimmungsergebnis: 

 

Ja: 14 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 
 

An der Abstimmung nahmen 14 Mitglieder teil.  

 

 

Verteiler:  

1 x Amt 60/61 

1 x Amt 60/66 

1 x UBZ 

1 x Amt 32 
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Punkt 2: 

(öffentlich) 

Einvernehmen bzw. Anhörung der Gemeinde; 

Planfeststellungsverfahren für die Durchführung von Lärm-

schutzmaßnahmen  

und Bau einer Nothaltebucht im Zuge der A 8 – II. Teilbereich von 

K 2 / Lanzstraße bis AS Zweibrücken  

Stellungnahme der Stadt Zweibrücken 

Information und Beschlussfassung 

Vorlage: 60/1226/2018 

 

Der Vorsitzende verweist auf die Vorlage Nr. 60/1226/2018. 

 

Er informiert, dass es sich um eine Einvernehmen bzw. Anhörung der Gemeinde bezüglich 

des Planfeststellungsverfahrens für die Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen und Bau 

einer Nothaltebucht im Zuge der A 8 – II. Teilbereich von K 2 / Lanzstraße bis Anschluss 

Zweibrücken. 

 

Er bittet Herrn Ehrmann (Abteilungsleiter Stadtplanung) um weitere Ausführungen. 

 

Herr Ehrmann erläutert anhand eines Übersichtsplanes die vorgesehenen Maßnahmen. 

 

Der Vorsitzende bittet um Wortmeldungen. 

 

Ausschussmitglied Schneider bittet die Verwaltung den LBM (Landesbetrieb Mobilität) auf 

die Dauer der Verwirklichung der Lärmschutzmaßnahmen hinzuweisen. Desweiteren solle die 

Verwaltung einen Bauzeitenplan anfordern.  

 

Auf Nachfrage erläutert Herr Ehrmann, dass ein kleines Teilstück, wie auch in der Vergan-

genheit darüber informiert wurde, nicht mit einer Lärmschutzwand versehen werde. Das da-

hinterliegende Gebiet ein s.g. Gewerbegebiet und die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte 

seien lt. LBM demnach gegeben und errechnet worden. 

 

Ausschussmitglied Schneider regt an, im Rahmen der Baumaßnahme eine Untertunnelung der 

A 8 zu prüfen, um damit eine „Durchwegung“ von Bubenhausen Richtung Bahnhof zu be-

kommen. Damit wäre auch der Ortsteil Bubenhausen fußläufig sehr gut angebunden. 

 

Der Vorsitzende sagt zu, die Anregung aufzunehmen. 

 

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt  e i n s t i m m i g  folgenden  
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Beschluss: 

 

Der Bau- und Umweltausschuss erklärt sich mit der Abgabe folgender Stellungnahme einver-

standen: 

Die Stadt Zweibrücken begrüßt es, dass mit dem Planfeststellungsverfahren nun auch für den 

noch fehlenden Abschnitt Baurecht für die dringend erforderlichen Lärmschutzmaßnahmen 

an der A 8 im Bereich Bubenhausen geschaffen wird.  

Die vorgesehenen Maßnahmen ermöglichen eine deutliche Verbesserung der Wohnqualität 

für die Anwohner, deren Gesundheit angesichts der hohen Lärmbelastung gefährdet ist. Zu-

dem tragen sie auch zum Gelingen des in den südlich bzw. westlich an die Autobahn A 8 an-

grenzenden Bereichen der Stadtteile Bubenhausen und Ixheim ausgewiesenen Gebiets „Sozia-

le Stadt – entlang des Hornbachs / Breitwiesen“, dessen Ziel eine ganzheitliche und nachhal-

tige Verbesserung des sozialen und Wohnumfelds der Stadtteile ist. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Ja: 14 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 
 

An der Abstimmung nahmen 14 Mitglieder teil.  

 

 

Verteiler:  

1 x Amt 60/61 

1 x Amt 60/66 
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Ausschussmitglied Gries weist im Namen der SPD-Fraktion, auf den, von der SPD beantrag-

te, Tagesordnungspunkt „Verkehrssituation in der Fußgängerzone“, der vom Stadtrat in den 

Bau- und Umweltausschuss verwiesen wurde, hin. Es sei ursprünglich zugesagt worden dies 

in der heutigen Sitzung zu behandeln. Auch sei es ein Anliegen der SPD-Fraktion, vor den  

Haushaltsberatungen, von der Verwaltung ein Konzept vorgestellt zu bekommen. Ein eventu-

elles Konzept könne somit dann in den städtischen Haushalt eingestellt werden.  

 

Der Vorsitzende informiert, dass die momentane Personalsituation tatsächlich etwas schwie-

rig sei. Der zuständige Dezernent, der Amtsleiter und die Sachbearbeiterin seien zurzeit er-

krankt oder in Urlaub. Es existiert zudem auch eine gemeinsame Positionierung u.a. des Deut-

schen Städtetages vom 09.07.18 zu guter Logistik für lebenswerte Innenstädte, was in die 

Vorberatung mit einfließt. 

 

Ausschussmitglied Gries bemerkt, dass sich eine fraktionsübergreifende Zustimmung hin-

sichtlich des Antrages abgezeichnet habe. Er möchte wissen, ob man vor den Haushaltsbera-

tungen mit der Vorstellung des Konzeptes rechnen könne. 

 

Der Vorsitzende stimmt dem zu und erwidert, dass es auch sein Anliegen wäre, den Tages-

ordnungspunkt rechtzeitig vor den Haushaltsberatungen zur Aussprache zu stellen.  

 

 

 

 

Der Vorsitzende bedankt sich bei den Anwesenden für die Mitarbeit und schließt die Sitzung 

um 18:18 Uhr. 

 

 

 

Der Vorsitzende     Der Schriftführer 

 

_________________________ 

Bürgermeister Christian Gauf 

    

___________________________ 

Martin Quirin 
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